
die Enteigneten selbst. Waren es auch nicht die Abs, 
Flick, die Generaldirektoren der IG-Farben, sondern 
war es die zweite und dritte Garnitur jener Konzern- 
Angestellten oder die Lakaien der enteigneten Groß
grundbesitzer, sie standen doch zu den von ihnen be
gangenen Verbrechen, zu den Gegenständen und Ob
jekten ihrer verbrecherischen Angriffe in gewissen per
sönlichen Beziehungen. Nun treten zunächst gekaufte 
Subjekte verschiedenster Herkunft hervor, bis sich in 
der bis jetzt letzten Etappe der Entwicklung in der 
Gehlen-Agentur ein neuer Typ von Verbrechern zeigt: 
die von den westlichen Nachrichtendiensten unmittelbar 
übernommenen Gestapo- und Wehrmachts-Nachrichten
leute.

Es zeigt sich weiter nicht nur die ökonomische Ver
bindung mit dem westlichen Monopol-Kapital, sondern 
es treten jetzt westberliner und westdeutsche Agen
turen der verschiedensten Art, die sogenannte „Kampf
gruppe gegen Unmenschlichkeit“, der „Untersuchungs
ausschuß freiheitlicher Juristen“, das Ostbüro der SPD 
und eine Reihe anderer in Erscheinung, deren unmittel
bare Leitung und Finanzierung durch westliche Nach
richtendienste erfolgt. Dieser unmittelbare Zusammen
hang, insbesondere mit dem CIC, ist zu betonen, wenn 
mit dem Wiedererstehen des deutschen Imperialismus 
der Adenauer-Staat sich auch eigene Spionagestellen — 
das Amt für Verfassungsschutz, die Dienststelle Blank, 
das Kaiser-Ministerium — schafft. Auch sie hängen mit 
ihren Querverbindungen an den westlichen Geheim
diensten und ihren finanziellen Quellen. Der „Bund 
Deutscher Jugend“ bildet Gangstergruppen und wirbt 
in der Deutschen Demokratischen Republik als „Elite“ 
ehemalige Adolf-Hitler-Schüler der faschistischen Or
densburgen an, um den Tag „X“, von dem man schon 
im Jahre 1951 spricht, vorzubereiten. Man läßt durch 
Gangstergruppen Terrorakte an den Sektorengrenzen 
verüben, hetzt mit Flugblättern und Broschüren, bildet 
illegale Organisationen, die „konspirativ“ arbeiten, Spren
gungen vorbereiten, Funkerlehrgänge besuchen, Luft
landeplätze für den Tag „X“ ausfindig machen sollen. 
Der „Untersuchungsausschuß freiheitlicher Juristen“ 
wird als eine Spionageagentur größten Umfangs, deren 
Hauptarbeitsgebiet auf dem Gebiet der wirtschaft
lichen Spionage liegt, entlarvt. Die „Kampfgruppe gegen 
Unmenschlichkeit“ enthüllt sich als eine Agentur zur 
Organisierung des Terrors in der Deutschen Demokra
tischen Republik.

Bei der Beobachtung der Entwicklung der Verbre
chen, insbesondere seit dem Jahre 1950, fällt nunmehr 
etwas weiteres auf: Nachdem bereits während der 
Außenministerkonferenz im Mai—Juni 1949 jene als 
„S-Bahn-Streik“ bezeichnete putschistische Provokation 
organisiert worden war, zeigt sich nun laufend, beinahe 
datumsmäßig übereinstimmend, wie die Schritte der 
Regierung und der Volkskammer der Deutschen Demo
kratischen Republik, wie die Friedensschritte der So
wjetunion begleitet werden von besonderer Aktivität 
jener Spionage- und Terrorgruppen.

Am 15. November 1950 gab Ministerpräsident Otto 
Grotewohl eine Regierungserklärung mit der Bereit
schaft zu Verhandlungen mit der Regierung der Bun
desrepublik ab. Am 30. November 1950 schrieb Minister
präsident Grotewohl an Adenauer. Am 30. Januar 1951 
wurde in einer erneuten Regierungserklärung die Ver
handlungsbereitschaft der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik mit dem Ziel der Einheit 
Deutschlands zum Ausdruck gebracht. Und es war um 
die Jahreswende 1950, daß — wie im BDJ-Prozeß fest
gestellt wurde — Hitler-Generäle und faschistische Füh
rer in Berchtesgaden zusammenkamen zu militärischen 
Gesprächen, die von besonderer Bedeutung für die 
Rolle und die Tätigkeit des BDJ wurden.

Die III. Weltfestspiele der Jugend und Studenten in 
Berlin, die einen Höhepunkt des Friedenskampfes der 
Jugend der Welt bildeten, gaben den Terrorbanden er
neut Anlaß zu Verbrechen, die sich bis zu dem Überfall 
auf friedliche, in Westberlin demonstrierende Jugend
liche durch die Banden von Hoese, Metz und anderen, 
die von der „Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit“ 
finanziert und ausgestattet waren, steigerten:

Im September 1951 ergriff die Regierung der Deut
schen Demokratischen Republik wiederum die Initiative 
zur gesamtdeutschen Verständigung, und im November 
1951 faßte sie den Beschluß, ein gesamtdeutsches Wahl

gesetz vorzubereiten. Dieser Herbst 1951 brachte Höhe
punkte der Übergriffe der insbesondere von der KgU 
organisierten Gangsterbanden an den Sektorengrenzen: 
Hier wurden Kioske in Brand gesetzt, Bürger über
fallen, Volkspolizisten verschleppt und mit Steinen 
bombardiert, Stinkbomben geworfen und Flugblatt
raketen abgeschossen. Und als im Dezember 1951 die 
Vertreter Deutschlands vor der Vollversammlung der 
UN auftraten, da fällt von seiten der KgU die bereit
willigst von Burianek aufgenommene Erklärung, „jetzt 
müsse man zu anderen Methoden übergehen.“ In jenem 
Winter 1951/52 baut der Agent Kaiser das chemische 
Laboratorium der KgU, probiert man auf amerikani
schen Übungsplätzen im Grünewald Brandbomben aus. 
Im Februar 1952 richtet die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik ihr Schreiben an die vier 
Großmächte, und das ist der Zeitpunkt, wo Burianek 
seine Bomben vorbereitet und legt. Im April 1952 er
geht der „Ruf an die Nation“, der Appell des Zentral
komitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch
lands für Frieden und Freiheit, am 17. April 1952 gibt 
die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
eine erneute Erklärung für die Einheit Deutschlands ab 
— und in diesen Wochen wird der Agent Müller dazu 
gedrängt, die Sprengung der Schleuse in Paretz vor
zubereiten.

Genauso, wie die Konzernverbrechen ihrer Motiv- 
und ihrer Zielsetzung nach bereits gegen den Frieden 
gerichtet waren und der Kriegsvorbereitung dienten, 
tragen auch alle Verbrechen der Spionage, der Boy
kotthetze, des Terrors zugleich den Charakter der 
Kriegshetze. Zutreffend stellt daher das Oberste Ge
richt in dem Urteil gegen die Banden von Hoese und 
Metz fest:

„Hiermit bestätigt sich die Erkenntnis, die auch 
schon in früheren Verfahren vor dem 1. Strafsenat 
gewonnen wurde, daß mit der sich verschärfenden 
Kriegshetze der westlichen Imperialisten alle die 
im einzelnen gekennzeichneten Begehungsformen 
des Verbrechens gegen den Artikel 6 der Verfassung 
immer mehr zugleich auch verbrecherische Kriegs
hetze darstellen.“13)

Mit den Verbrechen eines Burianek wurde offenbar, 
daß in den Verbrechen gegen die Deutsche Demokrati
sche Republik wieder eine neue Etappe erreicht war. 
Hier trat zum ersten Male in schwerer Form der 
Terror als Methode zur Vorbereitung und Provozierung 
von Kriegen hervor.

„Das Hauptmerkmal .. ist der Übergang dieser 
Verbrecher-Organisation zu den Mitteln und Me
thoden des offenen Terrorismus ohne Rücksicht auf 
die Gefährdung von Menschenleben, wie er schon, 
wenn auch noch nicht in diesem Ausmaß, in dem 
Prozeß gegen die Bandenführer Metz und Hoese in 
Erscheinung trat. Es ist charakteristisch . . . ,  daß 
diese Kriegstreiber in dem Augenblick zu den bru
talsten Kampfmitteln griffen, als die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik die größ
ten Anstrengungen zur friedlichen Lösung der 
deutschen Frage unternahm und Angebot über 
Angebot auf Verständigung an die Bonner Re
gierung erging.“14)

Eine neue Situation für die Kriegstreiber ergab sich 
mit dem Juni 1953, als die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik einen neuen Kurs in ihrer 
Politik einschlug, um die Grundlagen für die Einigung 
Deutschlands in noch stärkerem, noch überzeugenderem 
Maße zu schaffen. Dies gab den Verbrechen gegen die 
Deutsche Demokratische Republik eine neue Qualität. 
Der Terror, den Hoese und Metz noch gegen Kioske, 
einzelne Bürger, einzelne Volkspolizisten richteten, den 
Burianek und Müller mit Sprengstoffen gegen Eisen
bahnbrücken und Schleusen ausüben wollten, dieser 
Terror sollte jetzt in großem Maßstab organisiert und 
gegen den Bestand der Deutschen Demokratischen Re
publik eingesetzt werden.

„Der Export von terroristischen Gruppen und be
waffneten Banden“, stellt der sowjetische Straf
rechtler A. N. Trainin fest, „ist seinem rechtlichen 
Wesen nach ein Akt der Aggression. Mit solchen 
Handlungen werden unmittelbar Anschläge auf die * 11

13) OGSt Bd. 2 s. 33.
11) OGSt Bd. 2 S. 40.
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